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Antrag 
 
 
der Fraktion der FDP 

 
 
Bevor die Landesregierung Entscheidungen über die KI- und Legal Tech-Strategie der 
Justiz trifft, muss ein breiter und öffentlicher interdisziplinärer Diskurs über die Anwen-
dung von Künstlicher Intelligenz in der Justiz geführt werden. 
 
 
I.  Ausgangslage  
 
Am 30.03.2023 haben die Justizministerinnen und Justizminister der Länder und des Bundes 
einen Digitalgipfel in Berlin abgehalten, an dessen Ende eine Gemeinsame Erklärung zur Di-
gitalisierung der Justiz in Deutschland abgegeben wurde.1 
 
In dieser Gemeinsamen Erklärung bekräftigen die Justizministerinnen und Justizminister des 
Bundes und der Länder den hohen Stellenwert der Digitalisierung für eine bürgernahe, nied-
rigschwellig und diskriminierungsfrei zugängliche, barrierefreie und effiziente Justiz im moder-
nen Rechtsstaat. Dabei betonen sie, dass die fortschreitende Digitalisierung der Justiz so ge-
staltet werden muss, dass bei allen Verbesserungen durch technische Innovation immer auch 
die Grund- und Menschenrechte sowie die gesellschaftliche Teilhabe der Menschen sicherge-
stellt werden und auch künftig jede Form der Diskriminierung ausgeschlossen ist.2 
 
Im Weiteren legen die Justizministerinnen und Justizminister eine Priorisierung der Digitalisie-
rungsthemen vor. Gemäß Ziff. 1. (5) sollen die Justizminister mit Priorität eine Strategie zum 
Umgang mit KI und Legal Tech entwickeln.  
 
Breiter interdisziplinärer Dialog führt zu hoher gesellschaftlicher Akzeptanz. 
 
KI hat das Potential als disruptive Technologie große Veränderungen mit hohem individuellen 
und gesellschaftlichen Mehrwert zu schaffen. Aber nicht alles, was technisch möglich ist, ist 
auch eine Verbesserung für die Menschen oder steht mit der Werteordnung unserer Verfas-
sung im Einklang. Deshalb bedarf es einer grundsätzlichen Debatte über das Potential sowie 
mögliche Grenzen der Anwendung von KI in der Justiz. 
 
Aufgrund der weitreichenden grundrechtlichen Betroffenheit durch Anwendung von KI bzw. 
Legal Tech in Justiz und Anwaltschaft darf eine solche KI- und Legal Tech-Strategie nicht allein 
justiz- oder hausintern „in stiller Runde“ diskutiert werden. Erforderlich ist vielmehr ein breiter 
und öffentlicher interdisziplinärer Dialog, der neben rechtlichen, insbesondere 

                                                
1 https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/News/PM/230330_Digitalgipfel_Gemeinsame_Er-
klaerung.pdf;jsessionid=FDA765466F861C5F187869F77411388A.2_cid324?__blob=publication-
File&v=5 
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verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten auch Fragen der Ethik und der Technik aufgreift und 
am Ende einer Lösung zuführt, die gesellschaftlich eine breite Zustimmung findet.  
 
Eine Studie im Auftrag des Europarates hat bereits im Jahr 2017 aufgezeigt, dass eine große 
Zahl von Grundrechten durch den Einsatz von KI beeinträchtigt werden könnte.3 „Die Autoren 
dieser Studie sind der Ansicht, dass die öffentliche Debatte über die vielfältigen menschen-
rechtlichen Dimensionen von Algorithmen hinter der technologischen Entwicklung zurückbleibt 
und rasch verstärkt werden muss, um sicherzustellen, dass die Menschenrechte und die Inte-
ressen des Einzelnen im Einklang mit den in der Europäischen Konvention und anderen inter-
nationalen Verträgen festgelegten Werten wirksam und nachhaltig gewahrt werden.“4 
 
Diese öffentliche Debatte gehört auch ins Parlament. Dies gilt insbesondere auch für den wich-
tigen Aspekt der KI- und Legal-Tech-Strategie der Justiz. 
 
II. Beschlussfassung 

  
Der Landtag stellt fest: 
  
Die Festlegung einer KI- und Legal Tech-Strategie für die Justiz erfordert aufgrund ihrer hohen 
Grundrechtsrelevanz einen breiten und öffentlichen interdisziplinären Dialog, der nicht nur 
rechtliche, insbesondere verfassungsrechtliche, sondern auch ethische und technische Fra-
gestellungen umfasst. 
 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung, 
 
einen breiten und öffentlichen interdisziplinären Diskurs zu einer künftigen KI-Strategie der 
Justiz in Nordrhein-Westfalen zu initiieren, an dem auch alle Fraktionen beteiligt werden. In 
diesen Diskurs sind nicht nur rechtliche, insbesondere verfassungsrechtliche Gesichtspunkte, 
sondern auch ethische und technische Fragestellungen einzubringen.  
 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dr. Werner Pfeil 
 

   

und Fraktion    
 

                                                
3 Council of Europe study, DGI(2017)12, S.3; „The use of algorithms raises considerable challenges 
not only for the specific policy area in which they are operated, but also for society as a whole. How to 
safeguard human rights and human dignity in the face of rapidly changing technologies? The right to 
life, the right to fair trial and the presumption of innocence, the right to privacy and freedom of expres-
sion, workers’ rights, the right to free elections, even the rule of law itself are all impacted. Responding 
to challenges associated with ‘algorithms’ used by the public and private sector, in particular by inter-
net platforms is currently one of the most hotly debated questions.“ 
4 Council of Europe study, DGI(2017)12 S. 44. 


